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28 Bekanntmachung 


der neuen Faſſung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
Vom 10. Februar 1938. 

Auf Grund des Art. II der Verordnung betr. Abänderung des Schwerbeſchädigten⸗Geſetzes vom 
3. 3. 1937 (G. Bl. S. 182) wird unter Berückſichtigung der Abänderungen auf Grund des § 100 des 
Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 28. 12. 1928 (G. Bl. 1929 S. 5 ff.), des Geſetzes vom 30. 4. 1929 
(G. Bl. 1929 S. 79 f.), vom 23. 6. 1931 (G. Bl. 1931 S. 650), der Rechtsverordnungen vom 14. 11. 
1933 (G. Bl. 1933 S. 581) und 17. 8. 1934, Art. V (G. Bl. 1934 S. 668 f.) und der Verordnung 
vom 3. 3. 1937 (G. Bl. 1937 S. 182) das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter vom 
6. 10. 1925 (G. Bl. S. 271 ff.) in dem jetzt geltenden Wortlaut neu bekanntgegeben. 


Danzig, den 10. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S 1506. Greiſer Dr. Großmann 


Geſetz 
über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter 
8 1 
Alle Unternehmer in der Freien Stadt Danzig ſind verpflichtet Arbeitsplätze in ihren Betrieben 
nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften mit Schwerbeſchädigten zu beſetzen. Mehrere Betriebe des⸗ 
ſelben Unternehmers, die ſich innerhalb des Freiſtaatgebietes befinden, gelten als ein Betrieb. f 
8 2 
Unternehmer im Sinne dieſes Geſetzes ſind auch die Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten 
des öffentlichen Rechts, Arbeitsplätze auch die Beamtenſtellen. Die beſonderen Vorſchriften und Grund⸗ 
ſätze über die Beſetzung der Beamtenſtellen, insbeſondere über Vorbildung, Reihenfolge und Warte⸗ 
zeit der Anwärter für Beamtenſtellen und über die Beförderung, Verſetzung und Entlaſſung der 


Beamten werden durch dieſes Geſetz nicht 1 ſind aber ſo zu handhaben, daß ſie die Einſtellung 
Schwerbeſchädigter erleichtern. 
8 3 


Schwerbeſchädigte im Sinne dieſes Geſetzes ſind alle Perſonen Danziger Stoatsaßgehö state, die 
infolge einer Dienſtbeſchädigung oder eines Unfalles oder beider Ereigniſſe um wenigſtens 50 v. H. in 
ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt ſind und auf Grund des Verſorgungsgeſetzes und der anderen Militär⸗ 
verſorgungsgeſetze oder auf Grund der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung, des Unfallfürſorgegeſetzes 
vom 8. Juli 1901, der Hilfsdienſtverſorgung oder entſprechender im Gebiete der Frejen Stadt Danzig 
geltender preußiſcher Vorſchriften eine Rente oder Penſion beziehen. 

Schwerbeſchädigte ſind ferner Blinde, deren Erblindung nicht auf Dienſtbeſchädigung oder Be⸗ 
friebsunfalt beruht. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 3. 1838.) 


* 
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8 4 

Ein Unternehmer, der über 20 bis einſchließlich 30 Arbeitsplätze verfügt, muß wenigſtens einen 
Schwerbeſchädigten, auf weitere je 30 Arbeitsplätze einen weiteren Schwerbeſchädigten beſchäftigen. An⸗ 
gefangene 30 Arbeitsplätze werden dabei vollen 30 gleichgerechnet. 

Verfügt eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft über weniger als 20 Arbeitsplätze, ſo kann auf An⸗ 
trag des Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamtes der Senat beſtimmen, daß ein Arbeitsplatz für 
Schwerbeſchädigte vorzubehalten iſt, wenn dieſer Arbeitsplatz ſich für Schwerbeſchädigte eignet und die 
Einſtellung für den Unternehmer keine beſondere Härte bedeutet. 


8 5 

Das Staatliche Verſorgungs- und Penſionsamt kann einzelne private Unternehmer von den Ver⸗ 
pflichtungen, die ihnen durch dieſes Geſetz oder den auf ihm beruhenden Anordnungen des Senats auf⸗ 
erlegt ſind, ganz oder zum Teil befreien, wenn es nach der beſonderen Lage des Falles erforderlich iſt. 
Die Befreiung kann an Bedingungen geknüpft werden, die der Förderung der Schwerbeſchädigtenfür⸗ 
ſorge dienen. Das Staatliche Verſorgungs- und Penſionsamt kann ferner allgemein oder im einzelnen 
Falle aus beſonderen Gründen beſtimmen, daß nur vorübergehend beſetzte Arbeitsplätze, ſowie einzelne 
Arten von Lehrſtellen und einzelne Arten von Stellen der 8 (Heimarbeiter) en 
als Arbeitsplätze mitzuzählen find. 4 


Das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt Ich auch nach Anhörung des Schwerbeſchädigten⸗ 
ausſchuſſes anordnen, daß beſtimmte Arten von Arbeitsplätzen, die vorzugsweiſe für Schwerbeſchädigte 
geeignet ſind, auch durch Schwerbeſchädigte zu beſetzen ſind. 

Werden Arbeitsplätze frei, die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes für Schwerbeſchädigte frei⸗ 
zuhalten ſind, ſo hat ſie der Unternehmer unbeſchadet ſonſt vorgeſchriebener Anzeigepflichten binnen 
drei Tagen dem Staatlichen Verſorgungs⸗- und Penſionsamt anzuzeigen. Er darf fie erſt beſetzen, wenn 
das Staatliche Verſorgungs- und Penſionsamt ihm binnen 6 Tagen nach Eingang der Anzeige bei dem 
Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt keinen geeigneten Schwerbeſchädigten genannt hat. 

8 6 

Das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt kann einen privaten Unternehmer, der nicht die 
vorgeſchriebene Anzahl von Schwerbeſchädigten eingeſtellt hat, eine angemeſſene Friſt zur Nachholung 
mit der Erklärung beſtimmen, daß es nach fruchtloſem Ablauf der Friſt ſelbſt die einzuſtellenden 
Schwerbeſchädigten bezeichnen werde. 

Hat der Unternehmer innerhalb der Friſt die Schwerbeſchädigten nicht eingeſtellt, ſo bestimmt das 
Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt die Schwerbeſchädigten und den Zeitpunkt, zu dem fie einzu⸗ 
ſtellen ſind. Mit Zuſtellung dieſes Entſcheides gilt zwiſchen dem Unternehmer und dem Schwerbeſchä⸗ 
digten ein Arbeitsvertrag als abgeſchloſſen. Seinen Inhalt beſtimmt das Staatliche Verſorgungs⸗ und 
Penſionsamt, ſoweit nicht die Beſtimmungen der geltenden Tarif⸗, Betriebs⸗ oder Dienſtordnungen 
maßgebend ſind. Das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt hat ſich dabei nach den geltenden 
Tarif⸗, Betriebs- oder Dienſtordnungen und ſoweit ſolche nicht beſtehen, nach Arbeitsverträgen zu 
richten, die ſonſt üblicherweiſe mit Schwerbeſchädigten abgeſchloſſen werden. 

Soweit es ſich um Körperſchaften, Stiftungen oder Anſtalten des öffentlichen Rechts handelt, liegt 
die Durchführung des Geſetzes den Trägern der Dienſtaufſicht im Benehmen mit dem Staatlichen Ver⸗ 
ſorgungs⸗ und Penſionsamt ob. Gegen die Entſcheidung der Träger der Dienſtaufſicht kann das Staat⸗ 
liche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt die Entſcheidung des Senats anrufen. 


87 
Das Staatliche Verſorgungs- und Penſionsamt kann Perſonen, die um wenigitens 50 vom Hundert 
in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt und nicht bereits nach 8 3 geſchützt ſind (Schwererwerbsbeſchränkte) 
ſowie Kriegs- und Unfallbeſchädigte, deren Erwerbsminderung weniger als 50, aber wenigitens 30 vom 
Hundert beträgt (Minderbeſchädigte) und die um ihrer Beſchädigung willen ohne Hilfe dieſes Geſetzes 
einen Arbeitsplatz ſich nicht verſchaffen oder erhalten können, dieſen Schutz zuerkennen, wenn dadurch die 
Unterbringung von Schwerbeſchädigten (§ 3) nicht gefährdet wird. Die Entſcheidung kann von dem 
Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt widerrufen werden. Der DU iſt am Ende des Kalen⸗ 

dervierteljahres wirkſam, das auf den Widerruf folgt. 
Neben der Sicherung von Arbeitsplätzen für Schwerkriegsbeſchädigte 5 das Staatliche Verſor⸗ 
gungs⸗ und Penſionsamt auch Kriegsbeſchädigten, bei denen die Minderung der Erwerbsfähigkeit weni⸗ 
ger als 50, aber wenigſtens 40 vom Hundert beträgt, den Schutz des Schwerbeſchädigtengeſetzes zuer⸗ 
kennen, wenn ſie ſich ohne die Hilfe dieſes Geſetzes einen geeigneten Arbeitsplatz nicht zu verſchaffen oder 


59 
5 8 vermögen und wenn dadurch die Unterbringung der Schwerbeſchädigten (83) nicht gefährdet 
wird. f 5 

88 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt die Auskünfte 
zu erteilen, die im Intereſſe der Unterbringung der Schwerbeſchädigten notwendig ſind und Einſicht in 
die Lohn⸗ und Gehaltsliſten zu gewähren. Die für das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt 
tätigen Perſonen ſind zur Geheimhaltung der Geſchäfts⸗ und Betriebsverhältniſſe verpflichtet, die bei 
dieſer Gelegenheit zu ihrer Kenntnis gelangen. Die Strafbeſtimmung des $ 145 à der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung gilt entſprechend. 

. 88a 

In allen Betrieben, in denen ein Vertrauensrat errichtet iſt, hat er ſich um die Durchführung 
dieſes Geſetzes zu bemühen. 8 

Sofern in einem Betriebe wenigſtens 5 ſchwerbeſchädigte Angeſtellte und Arbeiter nicht nur vor⸗ 
übergehend beſchäftigt ſind, hat der Vertrauensrat für die in Abſatz 1 bezeichnete Aufgabe auf die 
Dauer eines Jahres einen Vertrauensmann aus ſeiner Mitte zu beſtellen, der tunlichſt ein Schwerbeſchä⸗ 
digter ſein ſoll. Er dient für den Betrieb auch dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt als 
Vertrauensmann. 

Der Vertrauensmann verwaltet ſein Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

Notwendige Verſäumnis von Arbeitszeit darf eine Minderung der Entlohnung oder Gehaltszah⸗ 
lung nicht zur Folge haben. Vertragsbeſtimmungen, die dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, ſind nichtig. 

Die durch die Geſchäftsführung des Vertrauensmannes entſtehenden notwendigen Koſten trägt der 
Unternehmer. Sofern mit dem Unternehmer nichts anderes vereinbart wird, ſtehen die Räume und 
Geſchäftsbedürfniſſe, die der Unternehmer dem Vertrauensrat für ſeine Sitzungen, Sprechſtunden und 
laufende Geſchäftsführung zur Verfügung geſtellt hat, auch dem Vertrauensmann der Schwerbeſchä⸗ 
digten für die gleichen Zwecke zur Verfügung. 

Das Amt des Vertrauensmannes erliſcht, wenn er es niederlegt, aus dem Vertrauensrat oder 
aus dem Arbeitsverhältnis ausſcheidet oder die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit, öffentliche 
Amter zu bekleiden, verliert. 

N 8 9 

Schwerbeſchädigte erhalten die gleiche Bezahlung wie geſunde Mitarbeiter. Können ſich die Parteien 
über die Höhe des Lohnes nicht einigen, jo entſcheidet das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt. 


8 10 

Schwerbeſchädigte dürfen nur gekündigt werden, nachdem über die Frage der Weiterbeſchäftigung im 
Vertrauensrat erfolglos beraten worden iſt. Die Kündigungsfriſt beträgt 4 Wochen, ſofern die Schwer⸗ 
beſchädigten nicht nach Geſetz oder Vertrag auf eine längere Kündigungsfriſt Anſpruch haben, und iſt 
erſt wirkſam, wenn das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt ihr zugeſtimmt hat. 

Die Zuſtimmung iſt bei dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt ſchriftlich zu beantragen; 
die Kündigungsfriſt läuft erſt von dem Tage des Eingangs des Antrages bei dem Staatlichen Verſor⸗ 
gungs⸗ und Penſionsamt. Wird dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt der Antrag zuge⸗ 
ſtellt, ſo gilt mit Ablauf des 10. Tages nach der Zuſtellung die Zuſtimmung als erteilt, falls ſie 
nicht vorher verweigert wird. Die Zuſtellung wird durch eine Empfangsbeſcheinigung des Staatlichen 
Verſorgungs⸗ und Penſionsamtes erſetzt. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die friſtloſe Kündigung werden nicht berührt. Wenn es ſich 
um eine Krankheit handelt, die eine Folge der Kriegsdienſtbeſchädigung iſt, muß die Zuſtimmung des 
Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamtes eingeholt werden. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 und 2 finden nicht Anwendung auf Schwerbeſchädigte, die 
Vorſtandsmitglieder und geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen, Geſchäftsführer, Prokuriſten 
oder Generalbevollmächtigte ſind. 

Das Freiwerden eines durch einen Schwerbeſchädigten beſetzten Arbeitsplatzes iſt dem Staatlichen 
Verſorgungs⸗ und Penſionsamt unverzüglich anzuzeigen, ſoweit nicht nach Abſatz 1 ſeine Zuſtimmung 
zur Kündigung erforderlich iſt. . 

8 11 = 

Die Zuftimmung zur Kündigung ſoll von dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt nicht 
verſagt werden, wenn der Unternehmer, der ſeine Einſtellungspflicht nach Mindeſtzahl und Art (SS 4, 


* 
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5 und 6) erfüllt hat, auf den freiwerdenden Arbeitsplatz im Einvernehmen mit dem Staatlichen Ver⸗ 
ſorgungs⸗ und Penſionsamt einen anderen Schwerbeſchädigten einſtellt, der in ähnlichem Umfange wie 
der bisherige erwerbsbeſchränkt iſt. 

Die Zuſtimmung darf nicht verfagt werden, wenn der Betrieb eines Unternehmers nicht nur vor⸗ 
übergehend vollſtändig eingeſtellt oder weſentlich eingeſchränkt wird und zwiſchen dem Tage der Kündi⸗ 
gung und dem Tage, bis zu dem Gehalt oder Lohn weitergezahlt wird, mindeſtens drei Monate liegen. 

Den Betrieben ſtehen ſelbſtändige Betriebsabteilungen gleich. 


8 12 


Die Zuſtimmung des Staatlichen Verſorgungs⸗- und Penſionsamtes iſt nicht erforderlich, wenn ein 
Schwerbeſchädigter von einem Unternehmer, der ſeine Einſtellung nach Mindeſtzahl und Art (88 4, 5). 
hat, ausdrücklich nur zur vorübergehenden Aushilfe, für einen vorübergehenden Zweck oder verſuchs⸗ 
weiſe angenommen wird, es ſei denn, daß das Arbeitsverhältnis über drei Monate hinaus fortgeſetzt 
wird. Eine derartige Einſtellung iſt dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt unverzüglich an⸗ 
zuzeigen. 

8 13 


Ein privater Unternehmer, der vorſätzlich oder grob fahrläſſig gegen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes verſtößt, iſt von dem Schöffengericht auf Antrag des Staatlichen Verſorgungs⸗ und Pen⸗ 
ſionsamtes für jeden einzelnen Fall des Verſtoßes mit einer Buße bis 300, — G, im Wiederholungs⸗ 
falle bis 3000, — G zu belegen. Die Buße fließt dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt für 
Zwecke der Schwerbeſchädigtenfürſorge zu. 

Für das Verfahren gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung entſprechend. Der Antrag 
des Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamts iſt bei dem Amtsanwalt zu ſtellen; er kann zurückgenom⸗ 
men werden. Die Buße kann durch ſchriftlichen Strafbefehl des Amtsgerichts ohne vorgängige Ver⸗ 
handlung feſtgeſetzt werden, wenn der Amtsanwalt ſchriftlich darauf anträgt. 


8.14 


Wenn ein Schwerbeſchädigter ohne berechtigten Grund einen Arbeitsplatz zurückweiſt oder verläßt, 
oder wenn er ſonſt durch ſein Verhalten die Durchführung des Geſetzes ſchuldhaft vereitelt, kann ihm 
das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt die Vorteile des Geſetzes zeitweilig verſagen. Der 
Schwerbeſchädigte muß vor der Entſcheidung gehört werden. In dieſer muß die Friſt beſtimmt werden, 
für die ſie gilt. Die Friſt läuft vom Tage des Entſcheides an und darf nicht mehr als ſechs Monate 
betragen. Die Entſcheidung iſt dem Schwerbeſchädigten mitzuteilen. 


8 15 


Das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt iſt ermächtigt, Beſchädigte, für die eine Rente noch 
nicht feſtgeſetzt iſt, bis zur Feſtſetzung ihrer Rente den Schwerbeſchädigten gleichzuſtellen, wenn beſtimmt 
anzunehmen iſt, daß ihre Erwerbsbeſchränkung auf 50 v. H. oder mehr bemeſſen werden wird. 

Schwerbeſchädigte ($ 3), deren Rente bei erneuter Feſtſetzung auf weniger als 50 v. H. herabgeſetzt 
wird, genießen noch für drei Jahre von der Rechtskraft der neuen Entſcheidung an den Schutz dieſes 
Geſetzes. 

8 16 


Gegen Anordnungen und Entſcheidungen, die das Staatliche Verſorgungs⸗ und Penſionsamt f 
Grund der Vorſchriften dieſes Geſetzes trifft, kann binnen einer Woche nach deren Zuſtellung Beſchwerde 
bei dem Schwerbeſchädigtenausſchuß 6 17) erhoben werden; dieſer entſcheidet endgültig. Die Beſchwerde 
hat mit Ausnahme des im $ 6 vorgeſehenen Falles keine aufſchiebende Wirkung, es ſei denn, daß 


der Schwerbeſchädigtenausſchuß es auf Antrag ausdrücklich anordnet. 


8 17 


Bei dem Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt iſt ein Schwerbeſchädigtenausſchuß zu bil⸗ 
den, der aus einem Vorſitzenden, zwei Unternehmern und zwei Schwerbeſchädigten beſteht. Von den 
Schwerbeſchädigten ſoll je einer kriegsbeſchädigt und einer unfallbeſchädigt ſein, der Unternehmer muß 
der Unfallgenoſſenſchaft angehören. Der Vorſitzende wird vom Senat ernannt. An den Sitzungen des 
Schwerbeſchädigtenausſchuſſes nimmt je ein Vertreter des Staatlichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamtes 
und ein Vertreter der Gewerbeaufſicht mit beratender Stimme teil. Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, 
wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens je ein Schwerbeſchädigter und ein Unternehmer vertreten iſt. 


61: 


Die Mitglieder aus dem Kreiſen der ſchwerbeſchädigten Beihäftigten und der Unternehmer werden 
aus den Vorſchlägen der Arbeitsfront vom Senat auf die Dauer von zwei Jahren ernannt. Ihr 
Amt beginnt mit dem Tage der Ernennung. Der Vertreter des Staatlichen Verſorgungs⸗ und Pen⸗ 
ſionsamtes wird von dieſem, der Vertreter der Gewerbeaufſicht vom Senat beſtimmt. Für jedes Mit⸗ 
glied iſt ein Stellvertreter zu beſtimmen. n 

8 18 

Der Senat wird ermächtigt den in § 4 beſtimmten Bruchteil der Arbeitsplätze bei weſentlicher Ver⸗ 
änderung in der Entwicklung des Arbeitseinſatzes nach Anhörung des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes und 
im Benehmen mit dem Landesarbeitsamt und der Gewerbeaufſicht anderweitig feſtzuſetzen. Er kann 
ſeine Anordnungen auf einzelne Berufsgruppen beſchränken, einzelne Berufsgruppen ausſchließen und 
den Bruchteil für verſchiedene Berufsgruppen verſchieden bemeſſen. 

§ 19 
Der Senat iſt ermächtigt, Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes zu erlaſſen. 
Danzig, den 10. Februar 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


29 | Verordnung 


zur Anderung der Achten Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Arbeits⸗ 
ordnungsgeſetzes vom 6. Februar 1937 (G. Bl. S. 134). 
Vom 17. Februar 1938. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 23, 25, 40, 53 a, 72 bis 74 und 89 und des § 2 des Geſetzes zur 
Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), des dieſes Geſetz 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) ſowie des § 64 Abſ. 2 des Arbeits⸗ 
ordnungsgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 27. November 1935 (G. Bl. S. 1125) 
wird folgende Neufaſſung des Artikels I der Achten Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Arbeitsordnungsgeſetzes vom 6. Februar 1937 (G. Bl. S. 134) mit Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel! 
Einführung von Arlaubskarten und Urlaubsmarten 
81 

Der Landestreuhänder der Arbeit kann in einer Tarifordnung beſtimmen, daß in Berufs- oder 
Gewerbezweigen, in denen kurzfriſtige Arbeitsverhältniſſe üblich find, zur Sicherung des Urlaubs 
der Beſchäftigten ein Geldbetrag angeſammelt wird und daß von den Unternehmern zu dieſem Zweck 
in beſtimmten Zeitabſchnitten Urlaubsmarken in Höhe eines Teilbetrages des Lohnes in Urlaubstarten 
eingeklebt werden. 

8 2 

Der Landestreuhänder der Arbeit trifft in einer ſolchen Tarifordnung die näheren Beſtim⸗ 

mungen über die Einführung und Verwendung der Urlaubskarten und Urlaubsmarken. 
83 

Die zum Kauf von Urlaubsmarken vom Unternehmer entrichteten Beträge gelten bei der wö⸗ 
chentlichen Lohnzahlung nicht als Arbeitsentgelt im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes und der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung. Das Urlaubsgeld ſelbſt unterliegt der Lohnſteuer und den Sozialverſicherungs⸗ 
geſetzen. 

8 4 j 

Urlaubskarten, Urlaubsmarken ſowie die Anſprüche auf Auszahlung der auf Grund der Ur⸗ 
laubskarten zu gewährenden Beträge unterliegen nicht der Pfändung. Die Pfändung des Arbeits⸗ 
und Dienſtlohnes erſtreckt ſich nicht auf die Anſprüche des Arbeiters gegen den alten hiper auf Aus⸗ 
zahlung der von dieſem auf die Urlaubskarte abgehobenen Beträge. 

8 5 

Die Landespoſt der Freien Stadt Danzig läßt die Urlaubsmarken und die Formblätter zu den 
Urlaubskarten herſtellen, verkauft ſie und zahlt das Urlaubsgeld gegen Aushändigung der Urlaubs- 
karte aus. 

Die Bedingungen und die Gebühren für die Inanſpruchnahme der Landespoſt werden durch eine 
beſondere Verordnung feſtgelegt. 


Danzig, den 17. Februar 1938. 
Der Cute Freien Stadt Dansın. FR 
W 6 Tab. 38 Huth; Dr Wierts Weiſ er 


62 
30 Verordnung 


zur weiteren Anderung des Danziger Beſoldungsgeſetzes. 
Vom 19. Februar 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 21 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängern⸗ 
den Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 

Das Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Danziger Beſoldungsgeſetz) 
vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) in der Faſſung des Artikels II des Geſetzes vom 13. Ok⸗ 
tober 1931 (G. Bl. S. 743) und der Rechtsverordnungen vom 11. März 1932 (G. Bl. S. 135), 
28. Juni 1934 (G. Bl. S. 481), 4. Juli 1934 (G. Bl. S. 513, 537), 28. Juli 1934 (G. Bl. S. 627), 
25. Februar 1935 (G. Bl. S. 427), 17. Dezember 1935 (G. Bl. S. 1177), 19. Februar 1937 (G. Bl. 
S. 277, 306) und 22. September 1937 (G. Bl. S. 533) wird wie folgt geändert: 


J. Im $ 4 Abſ. 4 iſt vor dem Wort „höchſtens“ einzufügen: 
„aus der Beſoldungsgruppe A 6 a in die Beſoldungsgruppe A4 e, 
2) A6a 5 „ ”„ Adch. 
II. Im 8 6 Ab. 1 ſind kitten dem Wort „Teil“ die Worte: 
„in der Eingangsgruppe der Laufbahn“ 
einzufügen. 
III. S 13 Abſ. 3 erhält folgenden Zuſatz: 
„Hat eine verheiratete Beamtin für den Unterhalt der Familie zu ſorgen oder iſt ſie zur 
ehelichen Gemeinſchaft nicht verpflichtet, ſo kann der volle Wohnungsgeldzuſchuß bewil⸗ 
ligt werden.“ 


IV. Im 8 13 Abſ. 4 ſind die Worte „und der Landespolizei“ zu ſtreichen. 


V. Im $ 14 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift neu eingefügt: 

„(2) Ledigen Beamten, die im eigenen Hausſtand aus geſetzlicher oder ſittlicher Ver⸗ 
pflichtung Verwandten bis zum 4. Grade, Verſchwägerten bis zum 2. Grade, Adoptiv- oder 
Pflegekindern, Adoptiv- oder Pflegeeltern oder unehelichen Kindern Wohnung und Unter- 
halt gewähren, kann der volle Wohnungsgeldzuſchuß jederzeit widerruflich gewährt werden.“ 

Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 
VI. 8 19 erhält folgenden neuen Abſ. 2: 
„(2) Im Falle der Verzögerung oder Unterbrechung der Schul⸗ 5575 Berufsausbil⸗ 
dung durch Ableiſtung des Arbeits⸗(Hilfs⸗) oder Wehrdienſtes kann die Kinderbeihilfe 
(Abſ. 1 — b —) auch für einen der Zeit dieſes Dienſtes vor Vollendung des 24. Lebens⸗ 
jahres entſprechenden Zeitraum über das 24. Lebensjahr hinaus gewährt werden.“ 


VII. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) treten 
folgende Anderungen ein: 
1. In der Beſoldungsgruppe Alb ſind die Amtsbezeichnungen 
„Regierungsdirektoren!) 
Oberpoſtdirektoren !) 
Landesveterinärrat = 0 
hinzuzufügen. 
2. In der Beſoldungsgruppe A 2 a iſt die ee en 
a) „Treuhänder der Arbeits)“ durch 
„Landestreuhänder der Arbeit?)“ 
zu erſetzen; 
b) „Oberſtabsarzt der Landespolizei“ zu ſtreichen und dafür — außerhalb der einge⸗ 
klammerten Eintragung für Majore — aufzunehmen: 
„Oberſtabsarzt und Stabsarzt der Polizei“; 
c) „Amtsgerichtsräte als aufſichtführende Richter bei Amts hekichten mit 3 oder mehr 
Richtern ?)“ durch 
„Oberamtsrichter als aufſichtführende Richter bei Amtsgerichten mit mindeſtens 
3 planmäßigen Richterſtellen und als Abteilungsleiter beim Amtsgericht Danzig 3)“ 
zu erſetzen; 
d) „Steuerdirektor (künftig wegfallend)“ zu ſtreichen. 


3. In der Beſoldungsgruppe A 3 b iſt die Amtsbezeichnung 

a) „Stabszahlmeiſter der Landespolizei“ in „Oberſtabszahlmeiſter der Schutzpalfger; zu 

ändern; 
b) „Stabsarzt der Landespolizei“ zu ſtreichen. 
4. In der Beſoldungsgruppe A 4 a find neu aufzunehmen: 

a) „Oberlehrer und 7 Oberlehrerinnen einſchließlich der techniſchen Oberlehrer und FOber- 
lehrerinnen an öffentlichen mittleren Schulen (Mittelſchuloberlehrer und 7 Mittelſchul⸗ 
oberlehrerinnen) 60% 

b) folgende Fußnote ): 
„6) Außerdem eine ruhegehaltsfähige Zulage von monatlich 62 G.“ 
5. In der Beſoldungsgruppe A 4 e ſind 

a) neu aufzunehmen: 

„Oberpoſtmeiſter ?) 

Stabszahlmeiſter der Schutzpolizei?) 

Oberzahlmeiſter und Zahlmeiſter der Schutzpolizei 

Bezirkszollkommiſſare 2) 

Oberlehrer und f Oberlehrerinnen einſchließlich der techniſchen Oberlehrer und 
+Oberlehrerinnen an Volksſchulen (Volksſchuloberlehrer und Volksſchul⸗ 
oberlehrerinnen) >)‘; 

b) zu ſtreichen: 

„Oberzahlmeiſter der Landespolizei?) 

Zahlmeiſter der Landespolizei.“ 


6. In der Beſoldungsgruppe A 4 g iſt die Ace chene „Oberarzt der Landespolizei“ mit 
dem eingeklammerten Zuſatz zu ſtreichen. 


7. In der Beſoldungsgruppe A 5 ſind die Amtsbezeichnungen 
„Gendarmerieobermeiſter 
Oberpoſtverwalter“ 
hinzuzufügen. 
8. In der Beſoldungsgruppe A 8 b werden die Amtsbezeichnungen 
„Poſtaſſiſtenten (weiblich) 
Telegraphenaſſiſtenten (weiblich)“ 
durch die Amtsbezeichnung „Poſtaſſiſtentinnen“ erſetzt. 
9. In der Beſoldungsgruppe A 9 iſt die Amtsbezeichnung „Poſtbetriebswarte“ hinzuzufügen. 


10. In den Beſoldungsgruppen A 1 a, A 4 c und A 4 g iſt hinter den Amtsbezeichnungen 
„Oberſt“, „Oberwerkleiter“, „Werkleiter“ und „Obermuſikmeiſter“ ſowie in der Fußnote 2 
zur Beſoldungsgruppe A 4 g das Wort „Landespolizei“ durch das Wort „Schutzpolizei“ 
zu erſetzen. 

11. In den Beſoldungsgruppen A 2 a, A 3 b, A 4 g, A 6 b, A 7 b und A 10 c J bis 3 find 
hinter den Amtsbezeichnungen „Oberſtleutnants“, „Majore“, „Hauptleute“, „Oberleut⸗ 
nants“, „Leutnants“, „Werkmeiſter“, „Hauptwachtmeiſter“ „Oberwachtmeiſter“ und „Wacht⸗ 
meiſter“ die Worte „und der Landespolizei“ zu ſtreichen. 


VIII. In der Anlage 2 (Dienitbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) erhält die 
Ziffer 10 folgenden Abſ. 2: 
„(2) Abſ. 1 gilt auch für verwitwete oder geſchiedene männliche und weibliche nichtplan⸗ 
mäßige Beamte“. 
Artikel U 
Im Artikel II der Verordnung zur Anderung des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Februar 
1937 (G. Bl. S. 277, 306) in der Faſſung des Artikels II der Verordnung vom 22. September 1937 
(G. Bl. S. 533) wird folgender neuer Abſ. 4 eingefügt: 

„() Das Beſoldungsdienſtalter der ſonſtigen am 31. Oktober 1936 im Amt geweſenen plan⸗ 
mäßigen Beamten der Beſoldungsgruppe A 4 c, die nach dem 31. Oktober 1928 aus der Beſol⸗ 
dungsgruppe A 6 b oder A 6 a in die Beſoldungsgruppe A 4 c übergetreten ſind, wird aus An⸗ 
laß dieſes Übertritts höchſtens um 8 Jahre gekürzt“. 

Die bisherigen Abſ. 4 und 5 ändern ſich in Abſ. 5 und 6. 


— 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend wie folgt in Kraft: 
Artikel I Ziff. I und II ſowie Artikel II am 1. November 1936, 
Artikel I Ziff. VI und VIII am 1. April 1937, 
Artikel I Ziff. III, IV, V und VII am 1. Januar 1938. 


Danzig, den 19. Februar 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
E 2 Huth Dr. Wiers⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


31 Druckfehlerberichtigung. 

Im Danziger Geſetzblatt Nr. 84 vom 28. Dezember 1937 ſind folgende Druckfehlerberichtigungen 
vorzunehmen: 

Auf Seite 626 iſt in Artikel I 8 8 Abi. 26 im Worte Burchführung N „r“ zu ſtreichen. 

Auf Seite 636 iſt in $ 35 vor die Worte Zum Nachweis eine „(1)“ zu ſetzen. 

Auf Seite 637 iſt in § 36 Abi. (6) anſtelle des Wortes unbeſchränkt das Wort „uneingeſchränkt“ 
zu ſetzen. 

Auf Seite 642 iſt in $ 60 Abs. (1) anſtelle „der Abſätze 2 bis 4“ zu ſetzen: „des folgenden Ab⸗ 
ſatzes“. i 8 

Auf Seite 643 iſt in $ 61 Abſ. (3) anſtelle der Worte „in dar Ausland“ zu ſetzen: „in das 
Ausland“. 

Auf Seite 646 zu § 74 iſt die Überſchrift „Zu § 19 des Geſetzes“ zu ſtreichen. 


Auf Seite 647 in Anlage 2 Ziffer 18, Zeile 5 und 6, iſt zu ſetzen: ſtatt „in Rechnung geſtellt“: 
„in Rechnung geſtellten“. 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsangeigers. — Druck von 2. Schroth in Danzig. 


